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Verkündet

am °Ro Juni 106
. ‚ .“” ’ 4 In dem Recntsstre1t

Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen

beigeladen:

(; o e e o o o o 5 o o o o o n o o o 0

hat der 40 Senat des Bundessozielgerichts auf die

mündliche Verhandlung in Berlin vom 25° Juni 1964,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident P e n q u i t t
als Vowsitzender,

Bundesrichter
_

S c h m i t t und

Bundesrichter Dr„ E c k e r
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter n e i m e r und

Bundessozialrichter Z 0 l l e n k o p f
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die Revisiön der Klägerin gegen das Urteil des Lan—

dessozialgerichts Berlin vom 1„ Dezember 1961 wird
zurückgewiesen°

Kosten sind nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G r u n d e :
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Die Klägerin fordert die ungeschmälerte Auszahlung der ihr

rückwirkend für eine vergangene Zeit zuerkannten■entc, Sie

wendet sich dagegen, daß aus der Rentennschzshlung ohne

ihre Zustimmung Ersatzforderungen der Sozialhilfeverwal—

tung getilgt worden sind°

Die Klägerin bez0g zunächst seit dem 1° Juli 1952 die nen—

te aus der gesetzlichen Rentenversicherung° Mit Bescheid

vom 40 Dezember 1957 setzte die Beklagte den Beginn dieser

Rente nachträglich auf den 1, Juni 1950 fest, Von dem infol

ge der Rentenneuberechnung nachzuzshlenden Betrag über—

wies die Beklagte jedoch 367,— DM an den — zum Rechtsstreit

beigelndenen — Träger der Sozialhilfe, Dieser hatte am 150

Juni 1950 — das war noch zu einer Zeit, während der er die

Klägerin unterstützte — seinen Ersatzansprueh bei dem bei—

geladencn Versicherungsträger angemeldet, Die Höhe der Er—

setzforderung bezifferte er jedoch erst nach mehr als

sechs Jahren, nachdem auch die Rente der Klägerin erst so

spät für die Zeit des Uhterstützungsbezugs (von Juni 1950

bis April 1951) bewilligt worden war,

Hicrgegen hat die Klägerin Klage erhoben; sie verlangt die

Auszahlung des einbehaltenen Rentenbetrngs° Sie meint, der

Ersatznnspruch sei verwirkt, weil er nicht, wie es nach

5 1559 der n'cichsversicherungsorc'inung (EVO) zu fordern

sei, innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf der Unter—

stützung bei dem Versicherungsträger geltend gemacht wor—

den sei° Die "Geltendmachung" könne wirksam überhaupt nur

nnch Beendigung der Unterstützung und nicht — wie hier —
vorher erfolgen, weil zur Zeit der Forderungsenmeldung

die Höhe des Ersatzsnspruchs noch nicht feststehe° Ferner

begründet die Klägerin ihren Klsganspruch damit, daß der

Ersatzsnspruch ohne ihre Zustimmung erfüllt werden sei°

Die Beklagte sei infolgedessen von der Leistungspflicht

ihr gegenüber nicht frei gewordenc
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Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen, Die Klägerin

hat die von dem Landessozialgericht (LSG) zugelassene Re—

vision eingelegt°

Die Revision der Klägerin ist zulässig, aber unbegründetä

Dem angefochtenen Urteil ist beizupflichten„ Über die Be—

r chtigung des Soz’alhilfeersatzanspruchs (@@ 1531, 1535b,

1556 EVO) als solchen besteht kein Streit; weder am Grund

noch an der Höhe des Anspruchs ist zu zweifeln; er ist auch

nicht verwirktu

Vor dem Erlöschen ist der Ersatzanspruch durch seine recht—

zeitige Geltendmachung bewahrt werdeno Diese ist - mit dem

Berufungsgericht — in der Forderungsanzeige vom 15° Juni

1950 zu er licken; die Anzeige verwirklicht sowohl nach

Form und Inhalt als auch im Hinblick auf den Zeitpunkt,

zu dem sie der Beklagten zuging, das Merkmal und Erforder—

nie einer wirksamen Geltendmachung im Sinne des @ 1539

EVO° — In zeitlicher Hinsicht ist dieser Vorschrift ledig—

lich zu entnehmen, bis wann die Sozialhilfeverwaltung

äußerstenfalls beim Versicherungsträger mit dem Ersatzan—

spruch hervorgetreten sein muß, nämlich "spätestens sechs

Monate ach Ablauf der Unterstützung"o Damit ist — anders

ausgedrückt — nicht mehr und nicht weniger vorgeschrie—

ben, a s daß die Frist zur Geltendmachung des Anspruchs

nicht zu laufen beginnt, solange noch die regelmäßig wieder—

kehrende Unterstützung ohne Unterbrechung fortdauertt Da—

gegen ist aus 5 1539 RVG nicht — wie die Revision meint —

zu lesen, daß die hrsetzforderung nur "nach" dem Ende der

Unterstützung gestellt werden können Das Gesetz nennt kei—

nen Anfangstermin für den Lauf der Ausschlußfristo Es läßt

sich auch sonst keine einleuchtende Erläuterung dafür ge—
ben, daß die Zugriffserklärung der Sozialhilfeverwaltung

nicht schon eher sollte rechtewirksam abgegeben werden

können, zumal alle Beteiligten daran interessiert sind,

so früh wie möglich von der Tatsache der Ersatzforderung
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zuerfahren° Die Forderungsanzeige verdient deshalb be—

reits Beachtung, wenn sie sich nicht nur auf ents aneene,

sondern auch auf künftig wiederkehrende, zur Zeit der An—

meldung noch ungewisse Ansprüche bezieht° Die Höhe der

Sozialhilfeaufwendungen braucht nicht sogleich mit der Form

derungsanzeige beziffert zu werden° Eine strengere Auf—

fassung ist nicht aus dem in 5 1539 EVO benutzten Wort

“Geltendmachung" herzuleiteno Dieser Begriff ist in der

Gesetzessprache nicht eindeutig auf einen bestimmten Tat—

bestand hin festgelegto Mit ihm kann sowohl die gerichtli—

che Anspruchsverfolgung als auch die außerhalb eines förm—

lichen Verfehrens einem anderen gegenüber abzugebende Er—

klärung gemeint seine Für eine engere Bedeutung des Be—

griffs in 5 1539 RVO ließe sich allenfalls anführcn, daß

es dem Gesetzgeber offensichtlich darum zu tun war‚ die

Abrechnung zwischen Sozialhilfe— und Versicherungsträger

zu beschleunigen„ Aus dieser Absicht heraus sind die Er—

setzensprüche einer bemerkenswert kurzen Ausschlußfrist

unterworfen werden° Diesem Gesetzeswillen widerspricht

aber die vorsorglich frühzeitige und sogar die vorzeitige

Anmeldung des Anspruchs nichto Das hat jedenfalls dann
>

zu gelten, wenn die Sozialhilfeverwaltung ihre ziffernmä—

Big genaue Gesemtrechnung nicht über Gebüh1 hinauszö—

gert° Teilt sie die Summe ihrer Forderung innerhalb ange—

messener Frist nach Bekanntwerden der Zeitspanne mit, für

welche die Rente und die Sozialhilfe gegenüberzustellen

sind, dann kann die Wirkung der vorsorglichen Forderunge—

anmeldung nicht nachträglich verloren sein° Wie dagegen zu
entscheiden wäre, wenn die nach Zeitabschnittcn aufgeglie—

derte Aufstellung der Sozialhilfekosten nicht — wie hier —
demnächst, sondern nach unpassender Verzögerung nachge—

bracht werden würde, ist im gegenwärtigen Falle nicht zu

entscheideno Dem Wort "Geltendmachung" ist im Zusammen«
hang mit 5 1539 RVG keine andere als die allgemeine Bedeu—

tung beizulegen° Unabhängig von jedem besonderen rechtli—

chen Bezug wird unter Geltendmachung soviel wie "Vorbrin—
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gen“, "Anführen", "Behaupten", nicht aber zugleich auch

“Derlegen in allen Einzelheiten" verstanden (vgl° RG Seuffert's

Archiv Bd° 59 S, 87),

Gegen die Annahme, daß die Sozialhilfeverwaltung ihre Ko—

stenrechnung ungesäumt vorgelegt hat, läßt sich nicht ein—

uenden, daß der letzte Tag, für den die Klägerin unter—

stützt worden ist, um mehr als sechs Jahre zurücklag, Vor—

her bestand für den Sozialhilfeträger kein konkreter An—

laß, die Binzelabrechnung zu erteilen° Das änderte sich

erst in dem Augenblick, in dem für die Zeit des Unter—

stützungsbezugs die Rente bewilligt werden war° Von da an

gerechnet ist die Sozialhilfeverwaltung ohne Verzögerung

tätig geworden°

Es entsprach allerdings nicht den Regeln einer ordnungs—

gemäßen Verwaltung, daß die Beklagte den Rentenrückstand

ungeachtet des Widerspruchs der Klägerin an den Fürsorge—

verbsnd auszahlte° Jedoch könnte ihr aus diesem Verhal—

ten ein Vormurf mit der Folge eines Rechtsnachteils nur
gemnCht werden, wenn es der Versicherungsanstelt schlecht—

hin untersagt wäre, den Ersatzanspruch ohne Einverständ—

nis des Versicherten zu befriedigen, d„h° wenn die Existenz

des Ersetzanspruchs von der Mitwirkung des Versicherten

abhängig wäre, — Das war in der Tat die Auffassung, die

das Reichsversicherungsamt (EVA) in seiner älteren Judi—

katur, vornehmlich in der Revisionsentscheidung 1880 AN

1914, 634 vertreten hat, Das BVA hat angenommen, daß der

Versicherungsträger von seiner Leistungsverpflichtung

nicht befreit werde, sofern der Berechtigte der Überwei—

sung an den Fürs0fgeverbend nicht zugestimmt hatte oder

hierzu nicht in anderer Weise für verpflichtet erklärt

werden war, Obgleich der Versicherungsträger aus der Ren—

te den entstandenen Ersetzenspruch befriedigt habe, so

meinte das BVA, könne der Versicherte die ihm zustehende

Versicherungsleistung in voller Höhe beanspruchenc Der

Versicherungsträger müsse doppelt leisten (vgl° BVA Nr° 2293

AN 1916, 806)° Diese Rechtsprechung wurde zwar niemals
unmittelbar und ausdrücklich aufgegeben, ihrem inneren
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Gehalt nach ist sie aber später Völlig ausgehöhlt worden„

In neuerer Zeit hat das RVA (Nr° 4861 AN 1935, IV 160) im

Widerspruch zu seiner älteren Ansicht entschieden, daß das

Bestehen eines Fürsorgeersatzanspruchs nicht ohne Rück—

wirkung auf den Anspruch des Versicherten gegen den Versi—

cherungsträger sein könne° Diese Rückwirkung äußere sich

darin, daß die zur Befriedigung dieses Anspruchs bestimm—

ten Mittel nunmehr gebunden seien und zur Ersatzleistung

an den Träger der Fürsorge bereitstiinden° Durch dessen Er—_

setzanspruch werde "also“ die Geltendmachung der Ansprüche

des Versicherten gegenüber dem Versicherungsträger "tet—

sächlieh ausgeschlossen" (vgl„ auch BSG 14, 261, 266 mit

weiteren Nechweisen)c

Immerhin wirkte die ältere Rechtsprechung des RVA derart

nachhaltig fort, daß der Gesetzgeber es für angezeigt

‘ hielt, einzugreifeno Mit 5 5 der Verordnung über die Ver—
_einfechung in der Reicheversieherung vom 290 März 1945

— Reichsenzeiger qu 49/1945; auch DOK 1959, 59 — ordne—

te er an, daß dem 5 1551 RVG ein Satz 5 hinzugefügt werde,

wonach es der Zustimmung des Berechtigten nicht bedürfe°

Die Rechtsgültigkeit der Verordnung vom 290 Aärz 1945

ist allerdings — aus formellen Gründen — umstritteno Die

Frage nach der Gültigkeit dieser Verordnung braucht hier

aber nicht geklärt zu werden° Denn die Klägerin kann

nicht allein um deswillen verlangen, die rüekständige Ren—

te in voller Höhe ausgezahlt zu erhalten, weil sie nicht

mit einer Erfüllung des Ersatzanspruchs einve"standen war°
Daß die Zustimmung des Versicherten unerläßliehe Vorau°—

setzung für eine Schuldbefreiung des Versicherungeträgers

sei, kommt im Gesetz mit keinem Wort zum Ausdrucko Läßt

man 5 5 der Verordnung vom 20° März 1945 außer Betracht,
dann wird man wohl — nicht zuletzt wegen der verfahrens—

rechtlichen Regelung des 5 1540 RVG (über die Ersetzstrei—

tigkeit) — davon ausgehen müssen, daß der Versicherte '

nicht vor vollendete Tatseenen gestellt werden soll; es

sollen keine Rententeile an den Sozielhilfeträger über—
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wiesen werden, bevor sich der Versicherte zur Berechtigung

des Ersatznnspruchs hatte äußern können° Mehr läßt sich

aus dem Gesetz nicht herleiteno Wird die Rente ohne seine

Zustimmung einbehalten — und 5er an den Ersetzbereehtigten

abgeführt —‚ so wird der Versicherungsträger hierüber ei—

ne Regelung im Rentenfeststellungsbcscheid oder in

einem besonderen Verwaltungsakt zu treffen habenc Der Ver—

sicherte kann sich gegen die Verrechnung seiner Rente mit

dem Ersatzenspruch mit den durch das Sozialgerichtsgesetz
(SSG) gegebenen Rechtsbehelfen zur Wehr setzennlm Rechts—

streit zwischen dem Versicherten und der Versicherungs—

nnstnlt wird der crss zfordernde Sozialhilfeträger bei—

zulnden sein, damit der Streit zwischen allen Beteiligten

in einem Verfahren beigelegt wird, so wie dies nach frü—

herem ieeht (% 1540 EVO) im Spruehverfahren zu geschehen

hatteo Damit ist der dem Versicherten zu gewährende

Rechtsschutz vollsuf gesichert„ Der Ersatzanspruch des

Sozielhilfeträgers setzt aber die Zustimmung des Ver—

sicherten nicht vorauso Wäre es anders, dann wurde der

mit den Vorschriften der @@1531 ff RVO angestrebte Erfolg

in Frage eestellto..)

Für dnsVerstündnis des Gesetzeswillens ist das Ineinander—

greifen der @@1527 und 1531 RVO wichtigo Die EVO läßt

die Pflicht der öffentlichen Hand zur Unterstützung Hilfs—

bcdürftiger unberührt„ Dieser Grundsatz ist aber dahin ein-

gesehrhnkt„ daß ”Doppelleistungen vermieden oder ausge—

glichen werden sollen"° Die Sozialhilfe hat "im Verhält—

nis zu den Leistungen der Reichsversieherung „„c nur einen

subsiaiären Charakter„ Für sie ist also aus den Leistungen

der Reichsvcrsicherung ein Ausgleich zu gewähren" (Begrün—

dung zum Entwurf einer EVO 1909 So 123)° Dieser Ausgleich

ist zwar nicht in die Gestalt des Rechtsübergsngs kraft

Gesetzes (eessio legis), sondern in die Rechtsforn des
Ersatzanspruchs gekleideto Dieser Ersatzsnsprueh haftet

jedoch dem Versicherungsansprueh als eine unabweisliöhe Be—

schränkung an (EVA Nr° 4763 AN 1934, 148)0 Die Verstrickung
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des Versicherungsanspruchs für den Ersatzansprueh des

Sozialhilleträgers hängt nicht von einer Willenserklärung

des Versicherten abc Steht fest, daß der Ersatznnspruch zu

Recht erhoben ist‚ so kann der Versicherte die Versiche—

rungsleistung, soweit sie den Ersatzanspruch nicht über—

steigt, nicht an sich verlangenc Der Leistungskluge des

Versicherten gegen den Vereicherungsträger steht der Ein—

wand der Verstrickung entgegeno Der Versicherte kann auch

nicht die Hinterlegung des umstrittenen Rentenbetregs ver—

langeno Denn eine Hinterlegung kommt im Rahmen der Vor-

schriften der ää 1531 ff EVO nicht in Betracht( Gerade des—

halb war das BVA dazu gekommen? die Zustimmung des Versi—

cherten zur Befriedigung des Ersetzanspruchs zu fordern„

Diese Zustimmung erweist sich aber als überflüssig, wenn

die Berechtigung des Ersatzanspruchs feststeht undder

Ve sicherte zur Mitwirkung bei der Erfüllung des Ersatzan—

spruchs verpflichtet ist„

So liegt der Sachverhalt im Falle der Klägerino Deshalb "st

ihre Klage zutreffend als unbegründet abgewiesen werden°

Ihre Revision ist mit der aus 5 193 Abs° 4 SGG folgenden
Kostencntecheidung zurückzuweiseno
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